09  Politik, was ist das?





Politik, ein altes und doch immer wieder gar wunderliches Ding. Je weiter man zurückgeht, desto eindimensionaler wird sie, desto besser kann man sie erkennen und verstehen. Wenn wir uns die alten Römer und ihr damaliges Weltreich, ein den gesamten Mittelmeerraum umfassendes Imperium ansehen, so ist für jeden Betrachter leicht und einfach zu erkennen, daß dieses Imperium auf zwei großen Machtpfeilern errichtet war: der militärischen Stärke bzw. Überlegenheit und der staatspolitischen Kunst der Römer. Gegen Ende der römischen Herrschaftszeit, beginnend mit dem Ende des Kaisers Comodus im Jahre 189 n. Chr., beginnen die Ereignisse und Zusammenhänge, wie durch zu heiße Luft betrachtet, zu flirren. Erst wieder mit der Reformationszeit im 16. Jahrhundert zeigen sich klare politische Linien, die bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts reichen. Danach beginnt der große Nebel, die große Undurchsichtigkeit. Oder sind wir vielleicht noch immer zeitlich zu nah an dieser Epoche, um sie durchschauen zu können? Nur, wenn immer Jahrzehnte oder gar Jahrhunderte vergehen müssen, um vorangegangene politische Ereignisse und ihre Hintergründe erkennen und verstehen zu können, wozu dann Tagesnachrichten und Tageszeitungen? Tägliche Meldungen über politische Bewegungen und Entwicklungen, die erst dann verständlich werden und erst dann ihre wahre Bedeutung erhalten, wenn sie in die großen Zusammenhänge, in die großen politischen Konzepte eingebunden werden, wären demnach nicht anderes als unsinnige Beschäftigungen. Oder liegt alles Unverständnis doch nur darin begründet, daß seit Beginn des großen Nebels Anfangs des 20. Jahrhunderts erstmals politische Konzepte von so gewaltigen Dimensionen verfolgt wurden, daß sie nur aus einem entsprechend großen Abstand überhaupt noch sichtbar sind oder werden können? 





Offensichtlich hat sich neben dem reinen zeitlichen Abstandsproblem, das allen Tagesmeldungen anhängt, im letzten Jahrhundert noch ein ganz anderes Problem aufgebaut. Während in früheren Zeiten zumindest die Personen und Staaten, welche überhaupt imstande waren, Politik zu betreiben, allein aufgrund ihres Souveränitätsstatus, zumindest grob bekannt waren, so ist zwischenzeitlich selbst diese Abgrenzung vollständig verschwommen. Vieles läuft im Geheimen, für den außenstehenden Betrachter völlig unsichtbar, ab. Wo früher absolutistische Herrscher ihre Interessen vertraten, stehen heute „demokratische“ Verwaltungssysteme, die in verschiedenste internationale Organisationen eingebunden sind. 





Ein widersprüchlicheres politisches Weltbild als das, was heute in den Schulen gelehrt und von den Medien weltweit präsentiert wird, hat es wohl zu keiner Zeit gegeben. Allein der freiheitlichste Staat, die Supermacht USA, repräsentiert eine militärische Potenz, die alle vergangenen militärischen Machtpositionen um Lichtjahre überbietet. Trotzdem spricht niemand von einem Militaristenstaat USA, sondern von einem Staat, der seinen Bewohnern die größten Freiheiten gewährt. Was das rein Militärische betrifft, so profitieren die USA heute allein von der Nutzung der technischen Möglichkeiten. Müßten die USA ihre heutige militärische Stärke und Überlegenheit allein mit der Technik, wie sie etwa zum Anfang des 20. Jahrhunderts verfügbar war, behaupten, müßte wohl jeder Bewohner nicht nur in Uniform, sondern dabei auch noch mit zwei bis drei Waffen ausgestattet sein. Also allein der rein technische Fortschritte ermöglicht es den USA, nicht sofort als reiner Militärstaat zu erscheinen. Was nun die gewährten Freiheiten angeht, so erreichen sie in vielen Bereichen des täglichen Lebens fast schon das Niveau von staatlichem Desinteresse, also staatsfreien Räumen, in denen ein jeder nach seinem Gusto glücklich werden kann. Daß trotzdem keine gesamtstaatliche Anarchie herrscht, ist fast schon verblüffend. Über die Methoden, wie solches erreicht wird, darf sich jeder selbst seine Gedanken machen.





Politik selbst ist zunächst einmal nichts anderes, als das Management, als die Handhabung von Macht. Als Manager dieser Macht haben alle Völker und Nationen sich ihre Regierungen bestimmt. Regierungen also verwalten die Macht eines Volkes, einer Nation. In „Demokratien“ hat das Volk sogar die Wahl, welcher Regierung es diese Macht anvertraut. Diese Entscheidung ist von äußerster Wichtigkeit, hat die Regierung doch nicht die Aufgabe, die ihr anvertraute Macht völlig willkürlich und ziellos zu gebrauchen, sondern ist es deren Aufgabe, sie einzig zum Wohle derer einzusetzen, die ihr diese Macht anvertraut haben. Wie gut oder auch wie schlecht eine Regierung mit der ihr anvertrauten Macht umgegangen ist, zeigt sich dann an den Entwicklungen, wie sie sich während ihrer Amtszeit abzeichnen. 





Was in der Kriminalistik das Motiv ist, ist in der Politik das Interesse. Dieses bildet immer den Kern, die Spitze der gesamten untergeordneten Struktur. Schon der antike Aristoteles hatte festgestellt: „Bei allem, was wir tun, haben wir ein Ziel vor Augen“. Mit anderen Worten: “Nichts findet statt, ohne daß ein Ziel verfolgt wird, ohne daß eine Motivation vorhanden ist“.





Das politische Interesse baut sich letztlich immer gleichartig auf und läßt sich in zwei große Bereiche unterteilen:





Das Interesse an der Sicherung der eigenen Existenz. Ohne diese wäre alles andere nichts.


Damit eng verknüpft ist das zweite Interesse, das Streben nach Verbesserung, der Erringung von eigenen Vorteilen.





Die Durchsetzung des eigenen Interesses ist abhängig davon, welche eigene Macht zur Verfügung steht und welche Mächte dem entgegenstehen. Je übergewichtiger die eigene Macht ist, desto sicherer läßt sich das Interesse durchsetzen.





Diese Handhabung der Macht wird allgemein als Politik bezeichnet. 





Einschränkungen oder gar Regeln und Moralitäten, nach denen diese Interessen wahrzunehmen sind, sind nicht zwingend vorgeschrieben, d.h., es gelten nur die Einschränkungen, die ein jeder sich selbst auferlegt. Aus welchen Gründen auch immer. 





Die Staatsphilosophie, auf der die gesellschaftlichen Werte ruhen, definiert ein jeder Staat für sich selbst. 





Damit kommen wir aber zur nächsten Frage. Die lautet: wer gibt dem Staat das von ihm zu vertretende Interesse vor, bzw. in wessen Interesse handelt der Staat? Ist es das Staatsvolk, ist es eine Dynastie, ist es eine Einzelperson, ein Monarch oder Diktator, ist es gar ein Glaube, oder ist es eine gesellschaftliche Gruppe, die den Staat dazu bringt, ihr Interesse zu vertreten?


Immer dann, wenn der Staat andere Interessen als die seines Staatsvolkes vertritt, ergeben sich daraus zwangsläufig ganz wesentliche Konsequenzen bzw. Prämissen. Denn dann ist jeder Staat gezwungen, seine Herrschaft gegen das Staatsvolk durchzusetzen. Und dazu gibt es im Grundsatz zwei Methoden: die nackte Gewaltherrschaft oder Betrug und Manipulation. 





Jede Auseinandersetzung mit Politik, jede Analyse politischer Ereignisse oder Entwicklungen ist vorbestimmt durch ihre rein strukturellen Voraussetzungen. Und diese sind immer hierarchisch, und zwar wie folgt, aufgebaut:


�





Das Wesentlichste, was dieser Regelkreis zeigen soll, ist, daß, wenn kein Interesse an einer bestimmten politischen Entwicklung vorhanden ist, sowohl keine Ziele definiert, als auch keine Konzepte entwickelt und damit auch keinerlei politische Maßnahmen durchgeführt werden, die für die Umwelt sicht- und erkennbar werden. D.h., es werden immer nur dann die Resultate politischer Aktivitäten erkennbar, wenn bestimmte Maßnahmen umgesetzt werden, wozu zuvor ein Konzept vorhanden sein muß, das zur Erreichung eines Zieles aufgebaut wurde, wenn dieses Ziel der Durchsetzung eigener Interessen dient. Von unten nach oben betrachtet ergibt dies:





 	Ohne politische Maßnahme gibt es keine praktische Veränderung.


	Ohne Konzept keine politische Maßnahme.


	Ohne Ziel kein Konzept.


	Ohne Interesse kein Ziel.


	Ohne Unabhängigkeit kein eigenes Interesse.





Damit ist jede politische Analyse immer gezwungen, erst einmal das Interesse zu finden, wobei hier zunächst zu klären ist, wie es um die Unabhängigkeit bestellt ist. Denn nur der Unabhängige kann überhaupt politische Interessen vorgeben, im Gegensatz zu Vasallensystemen, die ja genau dazu installiert sind, um fremde Interessen umzusetzen. Ist die Frage des Interesses geklärt, so werden daraus die Ziele abgeleitet, daraus das Konzept entwickelt, dem werden die Maßnahmen entnommen, die dann als praktische Politik erkenn- und oft auch für den Einzelnen fühlbar wird. 





Wird diese Definition nun bei der Aufklärung zu den Ursachen und den Verursachern des Zweiten Weltkriegs berücksichtigt, so muß immer auch das entsprechende Interesse an diesem Krieg vorhanden gewesen sein. Da es heute aber nicht so ist, daß dieses im Bezug auf den Zweiten Weltkrieg unbekannt ist, sondern die Kriegsschuld wurde und wird eindeutig dem Deutschen Reich zugeordnet, so muß zunächst geprüft werden, welches Konzept vorhanden war, welche Ziele damit erreicht werden sollten und welchem Interesse diese Ziele dienten. 





Von allen Historikern wird die Politik des Deutschen Reiches bis heute als völlig konzeptlos dargestellt, d.h., für die politischen, oftmals auch die militärischen Entscheidungen konnte kein passendes Konzept gefunden werden. So wird also alles über Intuition und Spontanität hergeleitet. Wenn schon kein Konzept für die politischen Maßnahmen gefunden werden konnte, so müssen aber doch zumindest Ziele verfolgt worden sein. Aber selbst bei diesen tun sich die Historiker schwer. Geeinigt hat man sich dann letztlich auf das Ziel eines Weltbeherrschungswahns der führenden Einzelperson des Deutschen Reiches, seines Führers und Reichskanzlers Adolf Hitler. Wahn allein deshalb, weil dem Deutschen Reich, und damit auch seiner führenden Person, zu allen Zeiten die Möglichkeiten fehlten, solches je durchsetzen zu können. 


Was man aber tunlichst zu allen Zeiten unterlassen hat, ist die Prüfung des Interesses, welchem dieser Wahn gedient haben soll. Denn eine Weltbeherrschung als im Interesse des Deutschen Volkes stehend (oder auch irgend eines anderen), würde sich niemals überzeugend darstellen lassen. Was dem Aufbau eines überzeugenden Interesses selbst der Einzelperson Hitlers aber immer entgegensteht, war und ist die von ihm vertretene, und in der tagtäglichen politischen Praxis gezeigte, nationalsozialistische Ausrichtung der gesamten deutschen Politik. Eine einzig auf das deutsche Volk und auf seine gesamtheitliche Wohlfahrt begrenzte Politik steht nun aber jeder Weltbeherrschung vollkommen konträr gegenüber. Und sie steht nicht nur einer Weltbeherrschung gegenüber, von der das deutsche Volk niemals hätte profitieren können, sondern sie steht auch jeder die eigene Existenz riskierenden Kriegspolitik gegenüber.





Da von Seiten des nationalsozialistischen Deutschen Reiches zu keiner Zeit ein Interesse an einer Weltbeherrschung bestand, womit auch ein Weltkrieg kein deutsches Ziel sein konnte, es folglich auch keinerlei Konzept zur Herbeiführung dieses Krieges gab, sind alle gezeigten politischen und militärischen Maßnahmen des Deutschen Reiches bis heute unerklärt!





Selbst einzelne Feldzüge oder Kriege, wie sie nach dem deutsch-polnischen Krieg - mit dem die außenpolitischen Korrekturziele des Deutschen Reiches abgeschlossen waren - erfolgten, können folglich immer nur im Interesse der Sicherung des Deutschen Reiches gewesen sein, wozu als einzig sinnvolles Ziel die Herstellung eines dauerhaften Friedens dienen konnte. Das Konzept, um dieses Friedensziel zu erreichen, bestand nun einfach darin, sich auf die Abwehr eines gegnerischen Angriffs vorzubereiten und ansonsten selbst keine weite militärische Aktivität zu entwickeln. Dies bestätigen auch die sichtbaren politischen und militärischen Maßnahmen/Untätigkeiten zwischen Oktober 1939 und April 1940.





Im April 1940 führt nun das Deutsche Reich eine Besetzungsaktion gegen die beiden neutralen Staaten Dänemark und Norwegen durch. 


Das Interesse kann nur die Sicherung des eigenen Bestandes,


das Ziel die Herstellung eines dauerhaften Friedens sein.


Das Konzept liegt völlig im Dunklen und ist unbekannt.


Auf diesen Vorgaben, eindeutig defensiven Interessen und Zielen, ausgestattet mit einem unbekannten Konzept, beginnen, völlig widersprüchlich, deutsche Truppen am 9.4.1940 mit der Besetzung Dänemarks und Norwegens. 





Zu diesem militärischen und politischen Widersinn liegen heute Dokumente vor, in denen sogar nachgewiesen wird, daß das Deutsche Reich bereits seit dem 9.10.1939 (Weisung Nr. 6) nicht den Frieden wollte, sondern bereit war, möglichst bald auch gegen die Westmächte militärisch aktiv und offensiv zu handeln. Die nachlesbare Begründung geht dahin, daß ein längeres Abwarten nicht nur die Neutralität Hollands und Belgiens zu Gunsten der Westmächte befürchten läßt, sondern auch die militärische Kraft der deutschen Feinde in zunehmendem Maße stärkt!? Besonders beachtenswert erscheint, daß bereits in dieser Weisung der Begriff „Endsieg“ verwendet wird.





Die Weisung Nr. 8 vom 20.11.1939 beginnt mit dem folgenden Satz: 1.) Die Bereitschaft, um den eingeleiteten Aufmarsch jederzeit fortsetzen zu können, muß vorläufig aufrecht erhalten bleiben. Nur so ist es möglich, eine günstige Wetterlage sofort auszunutzen. Damit war offensichtlich der befohlene Aufmarsch angehalten worden.





Angeblich am 30.1.1940 ergeht eine neue Aufmarsch-Weisung des O.H., General von Brauchitsch, in insgesamt 3-facher Ausfertigung, an die Heeresgruppen A, B, C.





Angeblich am 24.2.1940 wird diese Weisung durch den „Sichelschnitt-Plan“ (Neufassung der Aufmarschanweisung „Gelb“)  des Generals von Manstein hinfällig, nachdem dieser ihn zuvor am 17.2.1940 Hitler persönlich vorgetragen hatte. Dazu aus der Notiz des Gen. v. Manstein (o. Datum), die zeigt, wie einfach Hitler doch dazu zu bewegen war, einen kompletten Aufmarsch- und Angriffsplan zu verwerfen und einem neuen Konzept zuzustimmen: 


„Der bisherige Chef des General Stabes der Heeres Gruppe A hatte anläßlich seiner Meldung als Kommandierender General XXXVIII. Armeekorps am 17.2.1940 Gelegenheit, dem Führer die Gedankengänge der Heeres Gruppe A hinsichtlich der Führung der Westoperation vorzutragen. ...“ um seine Notiz dann abzuschließen: „Der Führer gab zu diesen Ausführungen seine Zustimmung zu erkennen. Kurze Zeit später wurde die neue endgültige Aufmarschanweisung gegeben. gez. v. Manstein“. So einfach soll das also gewesen sein.





Und wie um den Widerspruch noch zu steigern erläßt Hitler am 1.3.1940 die Weisung „Weserübung“ zur Besetzung Norwegens und Dänemarks.





Trotz aller Fälschungen in der Nachkriegszeit konnte eine äußerst interessante Eintragung unter dem Datum 28.2.1940 im Kriegstagebuch der Seekriegsleitung gefunden werden, die da lautet:








�





Es lohnt sich, den Text sehr genau zu lesen und insbesondere auch auf das Datum zu achten. Sowohl die angebliche Weisung vom 30.1.1940 als auch der neue „Sichelschnittplan“ vom 24.2.1940 lagen beide im Datum vor der oben angeführten Eintragung im Tagebuch der Seekriegsleitung und bei beiden handelt es sich bereits um reine Angriffsweisungen, und nicht, wie aus obigem ungefälschten Eintrag ersichtlich, um eine Verteidigungsmaßnahme!
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